
Europäisclies Patentamt 	European Patent Office 	Office européen des brevets 
Beschwerdekammern 	 Boards of Appeal 	 Chambres de recours 

1 Veröffontllchung rn Amteblatt 	JNeln 
I Publication in the Official Journal 
[ic.tlon eu Journal Official 	9J/Non 

Aktenzeichen / Case Number / No  du recours : 	J 0003/8 9 - 3. 1. 1 

Anmeldenummer / Filing No / N o  de Ia demande: 	84 109 028.5 

Veröffentlichungs-Nr. / Publication No / N o  de Ia publication: 	0 136 456 

Bezeichnung der Erfindung: 	Schopfdosierer zum feindosierten Schapfen und Dos ieren 

Title of invention: 	 variabel einstellbarer Schmelzmengen rnetallischer 

Titre de I'invention : 	 Schmelzen 

Klassifikation I Classification / Classement : 	B 22 D 17/30 

ENTSCHEIDUNG I DECISION 

vom/of/du 	23. Oktober 1989 

Arimelder / Applicant / Demandeur: 	 C. -A. Verbeek 

Patentinhaber / Proprietor of the patent / 
Titulaire du brevet 

Einsprechender / Opponent / Opposant 

Stichwort / Headword / Référence 

EPO/EPC/CBE 	 Art. 108, Regel 65 (1) 

Schlagwort/Keyword/Motclé: 	"Fehiende Beschwerdegebuhr - Beschwerde gilt 
als nicht eingelegt" 

Leitsatz I Headnote I Sommaire 

EPA/EPOIOEB Form 3030 10.86 



Europäisches 
Patentamt 
Beschwerdekammerfl 

European Patent 
Office 
Boards of Appeal 

Office européen 
des brevets 

Chambres de recours P))  Aktenzeichen: J 0003/89 - 3.1.1 

E N T S C H E I D U N G 
der Juristischen Beschwerdekammer 

vom 23. Oktober 1989 

Beschwerdeführer: 
	

Verbeek, Clemens-A., Dipl.-Ing. 
Am Handweiser 87 
D-5600 Wuppertal 1 

Vertreter: 

Angegrifferie Entscheidung: Entscheidung der Formalprufungsstelle des 
Europaischen Patentamts vom 22. April 1988, mit 
der die europaische Patentanmeldung 
Nr. 84 109 028.5 zuruckgewiesen wurde. 

Zusanwiensetzung der Kammer: 

Vorsitzender: 	P. Ford 
Mitglieder: 	L. Mancini 

E. Persson 

EPA/EPOIOEB Form 3002 11.88 



1 
	

J 3/89 

Sachverhalt und Antrãge 

I. 	Der Beschwerdeführer reichte am 31. Juli 1984 die 

europäische Patentanmeldung Nr. 84 109 028.5 em. Die 

Anmeldung wurde am 10. April 1985 veröffentlicht. 

II. 	Mit Mitteilung nach Regel 51 (4) EPU vom 09.12.87 wurde 

der Anmelder aufgefordert, sein Einverständnis mit der 

vorgesehenen Fassung zu erklären, die Erteilungs- und 

DruckkostengebUhr zu zahien sowie die Ubersetzungen der 

•Patentansprüche einzureichen. Dieser Aufforderung kam der 

Beschwerdeführer nicht nach. Die Anmeldung wurde daher mit 

Entscheidung vom 22. April 1988 gemäB Artikel 97 (1) in 

Verbindung mit Artikel 97 (2) und Artikel 113 (2) EPU 

zurückgewiesen. 

III. Gegen diese Entscheidung legte der Anmelder mit Schreiben 

vom 15. Juni 1988, eingegangen am 16. Juni 1988, 

Beschwerde ein und begründete sie mit Schreiben vom 

13. August 1988, eingegangen ant 14. August 1989. 

IV. 	Bei Ablauf der Beschwerdefrist (4. Juli 1988) lag kein 

Nachweis über die Zahiung der Beschwerdegebuhr vor. Am 

14. Juli 1988 ging belt EPA ein mit 13. Juli 1988 

datiertes Schreiben em, in dent der BeschwerdefUhrer 

mitteilte, daB es ihin unmöglich sei, die Beschwerdegebühr 

rechtzeitig zu entrichten und in dem er darum bat, diese 

Gebühr nachträglich entrichten zu dürfen. Dieses Schreiben 

enthielt auch einen Hinweis auf Art. 122 EPU. 

V. 	Mit Bescheid des Geschäftsstellenbeamten vom 14. Mãrz 1989 

wurde dera Beschwerdeführer initgeteilt, daB die Beschwerde-

gebühr nicht gezahit worden sei und daB daher die 

Beschwerde voraussichtlich als nicht eingelegt zu 

betrachten sein werde. In diesem Bescheid wurde dent 

Beschwerdeführer auch ausführlich dargelegt, daB und warum 
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eine Wiedereinsetzung in die versäumte Frist zur Zahiung 
der Beschwerdegebühr nicht inehr möglich ist. 

VI. 	Der Beschwerdeführer hat in der Folge in mehreren 
uinfangreichen Schriftsãtzen wärtlich bzw. sinngentài3 semen 
Antrag auf Wiedereinsetzung wiederholt sowie auBerdem eine 
Stundung der Beschwerdegebuhr und der Gebühr für die 
Wiedereinsetzung beantragt. In weiteren Bescheiden des 
Geschäftsstellenbeamten voin 11. August und 
18. Septenther 1989 wurde deni Beschwerdeführer u. a. 
initgeteilt, daB nach dein Europàischen Patentübereinkonunen 
eine Stundung von Gebühren nicht mäglich ist. 

EntscheidungsgrUnde 

GemãB Artikel 108 EPU ist eine Beschwerde innerhaib von 
zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung schriftlich 
beim Europàischen Patentaint einzulegen. Die Beschwerde 
gilt jedoch erst dann als eingelegt, wenn die 
Beschwerdegebühr entrichtet worden ist. 

Die angefochtene Entscheidung wurde am 22. April 1988 per 
Einschreiben zur Post gegeben. Sie gilt daher gemnäB 
Regel 78 (3) EPU mit dent zehnten Tag nach der Abgabe zur 
Post, also ama 2. Mai 1988, als zugesteilt. Die 
Beschwerdegebühr hàtte daher, da der 2. und 3. Juli 
Samnstag/Sonntag waren, bis spätestens 4. Juli 1988 gezahlt 
werden niüssen. Sie ist jedoch bis heute nicht gezahit 
worden. 

Der Beschwerdeführer hat wiederholt Wiedereinsetzung in 
die Frist zur Zahiung der Beschwerdegebuhr.beantragt. Die 
hierfür vorgeschriebene Gebühr hat er jedoch nicht 
gezahit. Gemäl3 Art. 122 (2) EPU ist ein Antrag auf 
Wiedereinsetzung innerhaib von zwei Monaten nach Wegfall 
des Hindernisses einzureichen. Ira vorliegenden Fall ist 
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das Hindernis spãtestens am 13. Juli 1988 weggefallen, 
denn an diesem Tag (der aul3erhalb der Beschwerdefrist 
liegt) hat der Beschwerdeführer dent Aint selbst xnitgeteilt, 
daB er die Gebühr noch nicht entrichtet hat. 

Da die Gebühr für den Wiedereinsetzungsantrag bisher nicht 
(und soinit auch nicht innerhaib der 2-Monatsfrist des 
Art. 22 EPTJ) gezahlt worden ist, gilt der Antrag als nicht 
gestelit. 

Eine Stundung von Gebühren ist nach dent Europäischen 
Patentübereinkommen nicht möglich. 

Da deinnach keine Beschwerdegebühr gezahit worden ist, gilt 
die Beschwerde als nicht eingelegt. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde gilt als nicht eingelegt. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

J. Rückerl 
	 P. Ford 
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